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ganisationen und den Justiz- und Sicherheitsorganen in die­
ser Kommission koordiniert.

Die Wiedereingliederungskommission hat einen Arbeits­
plan, nach dem sie im 2-Monats-Rhythmus ihre Beratungen 
über die Nutzung und Wirksamkeit der gegebenen Empfeh­
lungen, die Erläuterung von gesetzlichen Bestimmungen, die 
Rechenschaftslegung jeweils eines Mitglieds der Kommission 

• über die von ihm geleistete Arbeit und die Behandlung von 
Erziehungs- und Betreuungsproblemen einzelner Werktätiger 
durchführt.

Bei Werktätigen, die sich im Strafvollzug befinden, soll 
nach §§ 29, 30 StVG der ehemalige Beschäftigungsbetrieb die 
wirksame Gestaltung des Erziehungsprozesses ggf. durch per­
sönliche Verbindungen unterstützen. In der Regel erfolgt 
das durch Briefkontakte auf der Grundlage der Empfehlung 
der Kommission. Daraus ergeben sich Anhaltspunkte, ob 
der Strafgefangene Fortschritte in seiner Erziehung macht 
und das Verhalten Anlaß gibt, dem Kreisgericht vorzuschla- 
geri, den Vollzug der Freiheitsstrafe auf Bewährung auszu­
setzen (§ 45 Abs. 2 StGB) und die Bürgschaft zu übernehmen, 
ln enger Zusammenarbeit zwischen dem für die Wiederein­
gliederung zuständigen örtlichen Rat, dem ehrenamtlichen 
Mitarbeiter des Rates und dem Kollektiv kann so die wei­
tere Erziehung im Betrieb wirksam vorbereitet und verwirk­
licht werden.' .'

Ist bei einem Straffälligen eine fristlose, Entlassung nach 
§ 255 Abs. 1 Satz 2 AGB erforderlich, geht dieser Maßnahme 
eine Abstimmung mit dem örtlichen Rat voraus, damit die 
Wiedereingliederung von hier aus ordnungsgemäß vorbereitet 
werden kann. Auch wenn der Verurteilte'während des Straf­
vollzugs das Arbeitsrechtsverhältnis kündigt, ist umgehend 
der örtliche Rat zu informieren. Auf Initiative des Betriebes 
(Aufhebungsvertrag, fristgemäße Kündigung) ist das Arbeits­
rechtsverhältnis entsprechend den §§ 51, 54 AGB in der Regel 
nur dann zu beenden, wenn im Rahmen der Abstimmung 
mit dem örtlichen Rat die Wiedereingliederung so abgesichert 
ist, daß dem Verurteilten eine Arbeit in einem anderen Be­
trieb zugewiesen werden kann und er damit einverstanden 
ist.

Werktätige, die nach, der Beendigung des Strafvollzugs 
bzw. auf Grund einer Strafaussetzung auf Bewährung gemäß 
§ 45 StGB die Arbeit wieder aufnehmen, werden nach § 7 des 
Wiedereingliederungsgesetzes und § 46 StGB in Kollektive 
eingegliedert, die den erforderlichen Erziehungseinfluß ge­
währleisten können. Die Kommission wirkt darauf hin, daß 
für den Entlassenen eine Bewährungssituation geschaffen 
wird, und kontrolliert den Verlauf des Erziehungsprozesses.

Der staatliche Leiter ist dafür verantwortlich, daß mit den 
Werktätigen regelmäßig Aussprachen geführt werden und der 
Verlauf des Erziehungsprozesses eingeschätzt wird. Uber die 
Kaderabteilung erhält der örtliche Rat die erforderlichen In­
formationen gemäß §§ 8, 10 Wiedereingliederungsgesetz. Im 
Falle der Strafaussetzung auf Bewährung wird das Kreis­
gericht darüber schriftlich informiert. Die Kommission dis­
kutiert in den erforderlichen Fällen nach Beratung im Kol­
lektiv, ob beim Kreisgericht Maßnahmen gemäß § 46 Abs. 2
i. V. m. § 32 Abs. 2 StGB (Widerruf der Bewährungszeit, Aus­
spruch einer richterlichen Verwarnung, unbezahlte gemein­
nützige Freizeitarbeit) beantragt werden.

Bei einer positiven Entwicklung des Verurteilten wird 
dem staatlichen Leiter oder dem Kollektiv empfohlen, die 
vorzeitige Beendigung der Bewährungszeit und den Erlaß der 
Restfreiheitsstrafe gemäß § 350 Abs. 3 StPO zu beantragen. 
Der staatliche Leiter kann auch in geeigneten Fällen die vor­
zeitige Tilgung von Strafen gemäß § 34 Abs. 2 StRG anregen.

Im Rahmen ihrer Aufgaben zur Erziehung der Werktäti­
gen des Betriebes, die als kriminell Gefährdete erfaßt sind, 
berät die Kommission über Empfehlungen an den Direktor 
für Kader und Bildung, wann eine Information an den ört­
lichen Rat erfolgen muß, um einen Bürger als kriminell Ge­
fährdeten zu erfassen. Dabei richtet „sich die Kommission 
nach den in § 2 der GefährdetenVO enthaltenen Kriterien. 
Da die dem Gefährdeten erteilten Auflagen dem Betrieb mit­
geteilt werden, können rechtzeitig die erforderlichen Maß­
nahmen zur Unterstützung des Erziehungsprozesses eingelei­
tet werden. Probleme gibt es jedoch mitunter poch im Frei­
zeitbereich des Gefährdeten.

Bei Arbeitspflichtverletzungen des Gefährdeten ist der 
staatliche Leiter berechtigt, alle zulässigen Erziehungsmaß­
nahmen (außer der fristlosen Entlassung) eigenverantwort­
lich anzuwenden. Dem erzieherischen Verfahren vor der 
Konfliktkommission wird in den. geeigneten Fällen gegenüber 
dem Disziplinarverfahren der Vorrang gegeben. Mit dieser 
kollektiven Beratung vor der Konfliktkommission wird nach 
unseren Erfahrungen eine höhere erzieherische Wirksamkeit

erreich! Der Vorsitzende der Konfliktkommission, der bei der 
Beratung des Einzelfalls in der Kommission anwesend ist, 
kann hier auf die Qualität des Antrags Einfluß nehmen.

Über eine Verletzung der Auflagen informiert der staat­
liche Leiter den örtlichen Rat, damit eventuell Ordnungs­
strafmaßnahmen gemäß § 12 der GefährdetenVO ausge­
sprochen werden können. Im Falle eines positiven Erzie­
hungsverlaufs schlägt die Kommission (über den staatlichen 
Leiter) dem örtlichen Rat die Beendigung der Erfassung vor.

Ist der Gefährdete dem Betrieb zur Arbeitsaufnahme zu­
gewiesen bzw. hat er die Auflage, den Arbeitsplatz nicht zu 
wechseln, bedarf die Beendigung des Arbeitsrechtsverhält­
nisses (sowohl auf Initiative des Betriebes als auch des Werk­
tätigen) der Zustimmung des örtlichen Rates. Bei Versetzung 
eines Gefährdeten an einen anderen Arbeitsplatz ist die zeit­
liche Befristung der vorübergehenden Übertragung einer an­
deren Arbeit gemäß § 85 Abs. 1 AGB nicht anzuwenden, wenn 
diese Maßnahme für die Sicherung eines wirksamen Einflus- , 
ses auf den Werktätigen erforderlich ist.

Hat das Gericht auf staatliche Kontrollmaßnahmen gemäß 
§48 StGB erkannt, erhält der Leiter des Volkspolizeikreis­
amtes das Recht, dem Verurteilten Auflagen zu erteilen. Wird 
dem Verurteilten auferlegt, einen zugewiesenen Arbeitsplatz 
nicht ohne Zustimmung zu wechseln, dann muß in jedem Fall 
der Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses vorher die Zu­
stimmung des Leiters des Volkspolizeikreisamtes eingeholt 
werden. Die Koordinierung des Erziehungsprozesses setzt vor­
aus, daß der Betrieb über die Art der Auflagen informiert 
wird. Durch eine rechtzeitige Reaktion der Kommission auf 
eine Verletzung der Auflagen kann einer Straftat nach § 238 
StGB wirksam vorgebeugt werden. Bei schwerwiegenden 
Pflithtverletzungen wird der Leiter des VPKA informiert. 
Außerdem wird auch eigenverantwortlich die arbeitsrechtli­
che Verantwortlichkeit durchgesetzt.

Wird gemäß § 47 StGB vor der Entlassung des Verurteil­
ten aus dem Strafvollzug die Festlegung besonderer Maßnah­
men der Wiedereingliederung geprüft, kann der Verurteilte 
verpflichtet werden, einen zuzuweisenden Arbeitsplatz nicht 
zu wechseln. Das Arbeitsrechtsverhältnis darf in diesem Fall 
nur mit Zustimmung des Gerichts gewechselt werden. Eine 
Kündigung durch den Werktätigen ohne vorherige Zustim­
mung des Gerichts ist gemäß § 47 Abs. 2 Ziff. 2 i. V. m. § 34 
Abs. 2 StGB unwirksam. Bis auf die fristlose Entlassung sind 
alle erzieherischen Maßnahmen eigenverantwortlich durch 
den Leiter anzuwenden, wenn Arbeitspflichtverletzungen Vor­
kommen.

Eine langfristig wirkende Verantwortung trägt der Betrieb 
gemäß § 32 StGB für die Erziehung von Werktätigen, die auf 
Bewährung verurteilt werden. Die Kontrolle des Erziehungs­
prozesses obliegt dem staatlichen Leiter, der das Kollektiv 
führt, in dem der Verurteilte arbeitet. In regelmäßigen Ab­
ständen nimmt die Wiedereingliederungskommission Berichte 
über den Erziehungsverlauf entgegen und gibt Empfehlungen, 
welche weiteren Maßnahmen einzuleiten sind. *

Bei notwendigen Informationen an das Kreisgericht stützt 
sich der staatliche Leiter auch auf die von der Kommission 
geführte Dokumentation. Wird dem Verurteilten die Pflicht 
auferlegt, gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 7 StGB über die Erfüllung 
der ihm auferlegten Bewährungspflichten zu berichten, so 
kann das auch vor der Wiedereingliederungskommission er­
folgen.

Ist die Bewährungsverurteilung mit einer Arbeitsplatzbin- 
dung verbunden (§§ 33 Abs. 4 Ziff. 1, 34 StGB), darf das Ar­
beitsrechtsverhältnis ohne Zustimmung des Gerichts nicht 
beendet werden. Bis auf die fristlose Entlassung können alle 
Erziehungsmaßnahmen eigenverantwortlich angewendet wer­
den. Uber solche Maßnahmen wird dann das Kreisgericht in­
formiert.

Verläuft der Erziehungsprozeß negativ, beantragt der 
staatliche Leiter nach Beratung in der Wiedereingliederungs­
kommission gemäß § 32 Abs. 2 StGB gerichtliche Maßnahmen 
gemäß § 35 Abs. 2 StGB. Andererseits kann bei Vorliegen der 
Voraussetzungen gemäß § 35 Abs. 2 StGB auch ein Antrag ge­
stellt werden, den Rest der Bewährungszeit zu erlassen.

Haben Werktätige bereits mehrfach gegen die sozialistische 
Arbeitsdisziplin verstoßen (insbesondere Fehlschichten, häu­
figes Zuspätkommen, Nichtbeachten von Weisungen, Alkohol­
mißbrauch während der Arbeitszeit), empfiehlt die Wieder­
eingliederungskommission dem staatlichen Leiter diejenigen 
erzieherischen Maßnahmen, die in Anbetracht der Schwere 
der Disziplinverletzung und der Persönlichkeit des Werktäti­
gen als geeignet erscheinen, um einer erneuten Rechtsverlet­
zung vorzubeugen. Meist geht es dabei um die Frage, ob ein 
Disziplinarverfahren oder ein erzieherisches Verfahren wirk-


